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Drucksache IV/ 2876 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Dezember 1964 

6 — 68070 — 6336/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur Änderung der Verordnung 
Nr. 114/64/EWG betreffend die Erhebung der Ausgleichs- 
abgaben auf dem Gebiet der Milch und Milcherzeugnisse. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 14. Dezember 1964 dem Herrn 
Präsidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Die endgültige Beschlußfassung durch den Rat wird voraussicht- 
lich Ende Januar 1965 erfolgen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag 

einer Verordnung des Rats 

zur Änderung der Verordnung Nr. li 4/64/EWG betreffend die 
Erhebung der Ausgleichsabgaben auf dem Gebiet der Milch und 

Milcherzeugnisse 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft; 

gestützt auf die Verordnung Nr. 13/64/EWG des 
Rats vom 5. Februar 1964 über die schrittweise Er- 
richtung einer gemeinsamen Marktorganisation für 
Milch und Milcherzeugnisse 1 ) f insbesondere auf 
Artikel 10 Abs. 3 Unterabsatz 1; 

auf Vorschlag der Kommission; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 1 der Verordnung Nr. 114/64/EWG 
des Rats vom 30. Juli 1964 über die Durchführungs- 
bestimmungen betreffend die Ausgleichsabgaben 
und die Gewährung von Subventionen gemäß Arti- 
kel 10 der Verordnung Nr. 13/64/EWG 2 ) wird für 
die Anwendung dieses Artikels die Erhebung einer 
Ausgleichsabgabe bei der Ausfuhr aller Erzeug- 
nisse, für die eine Beihilfe gewährt wird, voraus- 
gesetzt. Auf Grund dieser Bestimmung kann auch 
für ein aus Drittländern eingeführtes Erzeugnis eine 
Ausgleichsabgabe bei der Ausfuhr erhoben werden, 
wobei jedoch für den ausführenden Mitgliedstaat 
ein unberechtigter finanzieller Vorteil entsteht. Es 
ist deshalb notwendig, die aus Drittländern einge- 
führten Erzeugnisse von der Erhebung der Aus- 
gleichsabgabe auszunehmen. 

Gemäß Verordnung Nr. 114/64/EWG wird eine 
Subvention bei der Einfuhr eines Erzeugnisses ge- 
währt, das nicht in dem Mitgliedstaat hergestellt 
wurde, der den Artikel 10 der Verordnung Nr. 
13/64/EWG anwendet, jedoch unter dieselbe Num- 
mer des Gemeinsamen Zolltarifs fällt wie ein Er- 
zeugnis, für das dieser Mitgliedstaat eine Aus- 
gleichsabgabe bei der Ausfuhr erhebt. 

Dieser Umstand bedeutet einen finanziellen Nach- 
teil für den letztgenannten Mitgliedstaat und kann 
zu Verkehrsverlagerungen führen. Um diese Mög- 
lichkeit auszuschließen, sollte eine Bestimmung vor- 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 

34/64/EWG vom 27. Februar 1964 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 

130/64/EWG vom 12. August 1964 


gesehen werden, wonach dieser Mitgliedstaat eine 
Ausgleichsabgabe bei der Ausfuhr erheben kann. 

Aus der Verordnung Nr. 114/64/EWG ergibt sich, 
daß das aus einem Mitgliedstaat eingeführte Er- 
zeugnis, für das bei der Einfuhr eine Subvention 
gewährt wurde, nach Drittländern ausgeführt wer- 
den kann, ohne daß die Möglichkeit besteht, die Er- 
stattung dieser Subvention zu erlangen. Diese Rege- 
lung bedeutet einen finanziellen Nachteil für den 
Mitgliedstaat, welcher Artikel 10 der Verordnung 
Nr. 13/64/EWG anwendet. Es ist notwendig, diese 
Möglichkeit auszuschließen, indem vorgesehen wird, 
daß für das eingeführte Erzeugnis bei der Wieder- 
ausfuhr nach Drittländern eine Abgabe in Höhe der 
gewährten Subvention erhoben wird. 

Es müssen Bestimungen vorgesehen werden, die 
es den einführenden Mitgliedstaaten ermöglichen, 
nachzuprüfen, ob die Abschöpfung, vermindert um 
die Ausgleichsabgabe, auf das eingeführte Erzeug- 
nis anwendbar ist. 

Aus diesen Gründen muß die Verordnung Nr. 
114/64/EWG geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 1 der Verordnung Nr. 114/64/EWG wird 
durch folgenden Unterabsatz ergänzt: 

„Für die aus Drittländern eingeführten Erzeugnisse 
darf bei der Ausfuhr keine Ausgleichsabgabe er- 
hoben werden." 

Artikel 2 

In der Verordnung Nr. 114/64/EWG wird der fol- 
gende Artikel 3 a eingefügt: 

„Artikel 3 a 

Abweichend von Artikel 2 und 3 erhebt der Mit- 
gliedstaat, der nach Artikel 1 Teil c) zweiter Gedan- 
kenstrich eine Subvention bei der Einfuhr eines 
Erzeugnisses gewährt, bei der Ausfuhr dieses Er- 
zeugnisses nach einem anderen Mitgliedstaat eine 
Ausgleichsabgabe. Die Ausgleichsabgabe entspricht 
dem Höchstbetrag der Subvention, die der Mitglied- 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 2876 


Staat am Tage der Ausfuhr für die Einfuhr des Er- 
zeugnisses aus den Mitgliedstaaten gewähren muß." 


Artikel 3 

In der Verordnung Nr. 114/64/EWG wird folgen- 
der Artikel 4 a eingefügt: 

„Artikel 4 a 

Der Mitgliedstaat, der bei der Einfuhr eines Er- 
zeugnisses eine Subvention gewährt, kann bei der 
Ausfuhr nach den Drittländern eine Abgabe in Hohe 
der Subvention für das eingeführte Erzeugnis er- 
heben." 


Artikel 4 

In der Verordnung Nr. 114/64/EWG wird folgen- 
der Artikel 7 eingefügt: 

„Artikel 7 

Die notwendigen Bestimmungen, die es den Mit- 
gliedstaaten ermöglichen, bei der Einfuhr nachzu- 
prüfen, ob die entsprechend Artikel 10, Absatz 2 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG anwendbar ist, sind 
nach dem in Artikel 25 der vorgesehenen Verfahren 
festgesetzt." 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am . . . Dezember 1964 
in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


3 



Drucksache IV/2876 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Begründung 


1. Nach Artikel 10 der Verordnung Nr. 13/64/EWG 
des Rats haben Mitgliedstaaten, die auf ihren 
einheimischen Märkten Beihilfen für Milch- 
erzeugnisse gewähren, das Recht, diese Beihilfen 
bei der Ausfuhr der Erzeugnisse sich erstatten 
zu lassen. 

2. Sie können bei der Ausfuhr nach einem anderen 
Mitgliedstaat eine „ Ausgleichsabgabe" erheben, 
vorausgesetzt, daß sie bei der Einfuhr der glei- 
chen Erzeugnisse aus den anderen Mitgliedstaa- 
ten eine Subvention gewähren. 

3. Da durch diese Verordnung den Mitgliedstaaten 
ermöglicht werden soll, die auf dem einheimi- 
schen Markt gewährten Beihilfen sich erstatten 
zu lassen, wird eine Änderung der Verordnung 
Nr. 114/64/EWG notwendig, um jede Möglich- 
keit auszuschließen, daß bei der Ausfuhr vorher 
aus dritten Ländern eingeführter Erzeugnisse 
nach einem anderen Mitgliedstaat eine Aus- 
gleichsabgabe erhoben wird. Durch die vorge- 
schlagenen Änderungen entfällt diese Möglich- 
keit. 

4. Ein Mitgliedstaat, welcher Artikel 10 der Ver- 
ordnung Nr. 13/64/EWG anwendet, ist unter be- 
stimmten Umständen gezwungen, für Erzeug- 
nisse, die nicht in seinem Hoheitsgebiet herge- 
stellt werden, bei der Einfuhr dieser Erzeugnisse 


aus anderen Mitgliedstaaten eine Subvention zu 
gewähren. Die Verordnung Nr. 114/64/EWG sieht 
keine Erstattung der Subvention bei der Wieder- 
ausfuhr dieser Erzeugnisse vor. 

5. Die Voraussetzungen für die Wiederausfuhr der 
so subventionierten Erzeugnisse sind um so gün- 
stiger, als die Frei-Grenze-Preise hierfür mangels 
einer Notierung auf dem einheimischen Markt 
nach dem Schwellenpreis festgesetzt werden, der 
seinerseits auf Grund der im Jahre 1963 für diese 
Erzeugnisse geltenden Einfuhrbedingungen be- 
stimmt wird. 

Daraus folgt, daß die Gewährung einer Subven- 
tion bei den Einfuhren tatsächlich zu Verkehrs- 
verlagerungen führen kann. 

6. Zur Beseitigung dieser Schwierigkeit wird vorge- 
schlagen, bei der Wiederausfuhr von Erzeugnis- 
sen, für die bei der Einfuhr eine Subvention 
gewährt wurde, die Erhebung einer Ausgleichs- 
abgabe in Höhe des Höchstbetrages der am sel- 
ben Tag für das betreffende Erzeugnis gewähr- 
ten Subvention vorzuschreiben. 

Für Ausfuhren nach dritten Ländern werden die 
Subventionen in Form einer Ausfuhrabgabe er- 
stattet, da die Verordnung Nr. 13/64/EWG Aus- 
gleichsabgaben nur bei der Ausfuhr nach Mit- 
gliedstaaten vorsieht. 
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